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Datenschutz und Papierakten
Der folgende Beitrag beschäftigt sich mit der für die Praxis bedeutsamen Frage des
Auskunftsrechts für personenbezogene Daten in Papierakten.

VIKTOR MAYER-SCHÖNBERGER / HANS KRISTOFERITSCH

Seit dem Datenschutzgesetz 2000 (DSG)1) genießen
auch manuell verarbeitete personenbezogene Daten
grundsätzlich Schutz, soweit sie in einer (manuellen)
Datei gespeichert sind. Das DSG folgt damit dem in
der EU-Datenschutz-Richtlinie (DS-RL)2) normier-
ten Prinzip der Unabhängigkeit des Datenschutzes
von der Art der Verarbeitung. Das eröffnet Betroffe-
nen unter anderem auch einen Anspruch auf Aus-
kunft nach § 1 Abs 3 DSG.

In einer Reihe von Entscheidungen3) haben öster-
reichische Höchstgerichte Betroffenen das Recht auf
Auskunft personenbezogener Daten versagt, soweit
diese in Papierakten enthalten waren. Sie folgten da-
mit der Rsp4) der Datenschutzkommission (DSK).

A. DIE RECHTLICHE
AUSGANGSLAGE

Der im Verfassungsrang stehende § 1 Abs 3 DSG
normiert das datenschutzrechtliche Auskunftsrecht.5)
Betroffenen ist danach Auskunft darüber zu erteilen,
wer personenbezogene Daten über sie verarbeitet, wo-
her diese Daten stammen und wozu sie verwendet
werden. Das Auskunftsrecht gilt für alle personenbe-
zogenen Daten, die zur automationsunterstützten
Verarbeitung bestimmt sind. Für nicht-automations-
unterstützt verarbeitete Daten besteht das Auskunfts-
recht nur soweit diese Daten zur Verarbeitung in einer
„Datei“ bestimmt sind.

§ 4 Z 6 DSG definiert diesen Begriff der „Datei“
als „strukturierte Sammlung von Daten, die nach
mindestens einem Suchkriterium zugänglich sind“.
Soweit personenbezogene Daten in derartigen struk-

turierten Datensammlungen enthalten sind, besteht
daher das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht
auf Auskunft nach § 1 Abs 3 DSG.6)

Ob einem Betroffenen ein datenschutzrechtliches
Auskunftsrecht zusteht oder nicht, hängt also davon
ab, ob sich die personenbezogenen Daten in einer
strukturierten Datensammlung, die nach mindestens
einem Suchkriterium zugänglich ist, befinden oder
nicht.

B. DIE ENTWICKLUNG DER RSP

Die DSK beschäftigt sich erstmals in ihrem Be-
scheid7) v 10. 11. 2000 mit der Anwendung des Aus-
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1) BGBl I 1999/165.
2) RL 95/46 EG v 24. 10. 2005, ABl 1995 L 281 S 31.
3) OGH 28. 6. 2000, 6 Ob 148/00 h (EvBl 2001/1); 25. 6. 2002, 1 Ob

109/02 i; 13. 2. 2003, 8 Ob 4/03 a; 4. 5. 2004, 4 Ob 50/04 p, EvBl
2005/2; VwGH 11. 12. 2002, 2000/12/0086; 21. 10. 2004, 2004/
06/0086; 13. 12. 2004, 2004/06/0018; 23. 5. 2005, 2003/06/0021;
VfGH 15. 12. 2005, B 1590/03, sowie VfGH v 26. 1. 2006, B 1581/
03; B 1325/04; B 574/04; B 200/04.

4) Grundlegend: DSK 10. 11. 2000, K120.707/7; 4. 6. 2002,
K120.810/005.

5) Vgl dazu auch für manuell verarbeitete Daten im Kompetenzbe-
reich des Bundes § 26 DSG; in den Ländern existieren eigene Lan-
des-Datenschutzgesetze. Mayer-Schönberger/Brandl, Datenschutzge-
setz2 (2006) 17.

6) § 1 Abs 3 DSG verlangt die ,,Verarbeitung in Dateien ,,von manuellen
Daten. § 4 Z 9 DSG subsummiert auch ,,Aufbewahren ,, unter den
Begriff ,,Verarbeiten ,,.

7) DSK 10. 11. 2000, GZ 120.707/7.



kunftsrechts auf Papierakten. Mit Hinweis auf § 4
Z 6 DSG stellt die DSK zuerst fest, dass zwar eine Pa-
tientenkartei als Sammlung von geordneten Kartei-
blättern den Dateibegriff erfüllen würde, verneint
dann allerdings kategorisch, dass Verwaltungsakten
Dateien iSd DSG seien, weil derartige Akten „zwar
in der Regel nach einem Suchbegriff (Geschäftszahl)
geordnet aufbewahrt werden, der einzelne Akt hinge-
gen keinen geordneten Inhalt hat“.

In dreifacher Hinsicht ist diese Feststellung be-
merkenswert: Erstens stellt die DSK damit fest, dass
Verwaltungsakten in Österreich „keinen geordneten
Inhalt“ haben. Zweitens legt das Beispiel die Emphase
auf die Technik der Ablage – hier Patientenblatt in ei-
ner Kartei, dort Blatt in einem Aktenordner –, wäh-

rend das DSG gerade versucht, Schutz unabhängig
von der Technik der Verarbeitung zu gewährleisten.
Drittens setzt die DSK die „strukturierte Sammlung“
des § 4 Z 6 DSG mit „geordnetem Inhalt“ gleich,
ohne darauf näher einzugehen.

Dieser Argumentation fügt die DSK einen Hin-
weis auf die DS-RL hinzu. ErwGr 27 der RL halte
ausdrücklich fest, „dass ‚Akten, Aktensammlungen
sowie deren Deckblätter

,

nicht in den Anwendungs-
bereich der RL fallen“. Das würde überzeugen, wenn
die DSK richtig zitiert hätte. Schon der Satz selbst
lautet vollständig: „Akten und Aktensammlungen so-
wie ihre Deckblätter, die nicht nach bestimmten Krite-
rien strukturiert sind, fallen unter keinen Umständen
in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie.“ ErwGr
27 schließt also Akten, Aktensammlungen sowie de-
ren Deckblätter gerade nicht vom Anwendungsbe-
reich der RL aus, sondern nur insoweit diese nicht
strukturiert sind.

Der volle Wortlaut von ErwGr 27 macht dies
noch deutlicher: „Datenschutz muss sowohl für auto-
matisierte als auch für nicht automatisierte Verarbei-
tung gelten. In der Tat darf der Schutz nicht von
den verwendeten Techniken abhängen, da andernfalls
ernsthafte Risiken der Umgehung entstehen würden.
[. . .]“

Entgegen der Argumentation der DSK stellt
ErwGr 27 fest, dass Datenschutz eben auch Papierak-
ten umfasst, soweit diese Dateien sind.

Differenzierter als die DSK äußerte sich der OGH
in seinem Beschluss v 28. 6. 2000.8) Er erkennt die
Notwendigkeit der Interpretation des Begriffs „Datei“
vor dem Licht der Technikunabhängigkeit des Daten-
schutzes. Sodann zerlegt er „Datei“ in zwei Bestand-
teile: die Notwendigkeit der Strukturiertheit und die
Zugänglichkeit nach einem Suchkriterium.

Für den OGH ist eine Datensammlung struktu-
riert, wenn sie „im Gegensatz zu einem Fließtext“ eine
„äußere Ordnung aufweist, nach der die verschiede-
nen Arten von Daten in einer bestimmten räumlichen
Verteilung auf dem oder den manuellen Datenträgern
oder in einer bestimmten physikalischen oder logi-
schen Struktur dargestellt sind“. Die dieser Definition
innewohnende Tautologie, wonach strukturierte Da-
ten jene sind, die in einer bestimmten Struktur darge-
stellt sind, dürfte dem OGH entgangen sein.

Der OGH fügt seinen Ausführungen die Feststel-
lung hinzu, dass unter „Datei“ Karteien, nicht aber
Akten und Aktenkonvolute zu verstehen seien,9)
und verweist wie schon die DSK auf den ErwGr 27
der DS-RL. Das aber kann auch hier nicht überzeu-
gen, denn ErwGr 27 stellt die kategorische Feststel-
lung, dass Akten keineswegs Dateien seien, in Abrede.

Zur Untermauerung seiner Argumentation, dass
Papierakten keine Dateien sind, verweist der OGH
auf die Ausführungen zum Dateibegriff von Dam-
mann/Simitis und fordert für das Vorliegen einer Da-
tei einen „bestimmten Organisationsgrad“. Es bleibt
aber unklar, was der OGH mit dieser Formulierung
meint. Bezieht er sich auf seine tautologische Defini-
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8) OGH 28. 6. 2000, 6 Ob 148/00 h (EvBl 2001/1).
9) Die E führt Mayer-Schönberger/Brandl als vermeintliche Quelle an, zi-

tiert aber die dort abgedruckten Erläut.



tion von Strukturiertheit, so ist dadurch nichts ge-
wonnen. Und der Verweis auf Dammann/Simitis ist
ein Schuss nach hinten. Denn diese schreiben an
der vom OGH angeführten Stelle ganz iSv ErwGr
27: ,,Auch einzelne Akten und Aktensammlungen
und die dazugehörigen Deckblätter sind nach der De-
finition als Datei einzustufen, wenn ihr Inhalt nach
Art einer Datei strukturiert ist, wie Kommission
und Rat als Ergebnis intensiver Beratungen festge-
stellt haben. ,,10) Das aber ist das Gegenteil dessen,
was der OGH vermeint durch den Verweis auf Dam-
mann/Simitis belegen zu können.

In der Anwendung des Dateibegriffs auf den kon-
kreten Fall – ob ein Prozessgutachten in einem Pro-
zessakt unter den Dateibegriff fällt – stellt der OGH
darauf ab, ob das Gutachten mittels eines Suchkriteri-
ums zugänglich sei. Das verneint er. Diese im Kern
differenzierte Betrachtung verlässt der OGH aller-
dings wieder, wenn er festhält, dass andernfalls „auch
Akten aus einem behördlichen Verfahren als Datei
qualifiziert werden, was der gesetzlichen Definition
und den angeführten Erwägungen zur DS-RL wider-
spricht und eine uferlose Ausweitung des Datenschut-
zes bedeuten würde“.

Damit legt der OGH seine eigene Voreingenom-
menheit offen. Die in ErwGr 27 formulierte Technik-
unabhängigkeit des Datenschutzes soll gerade verhin-
dern, dass der Datenschutz durch die Wahl der Verar-
beitungstechnik durchlöchert wird. Genau das aber
ist das Ergebnis, wenn der OGH für den papierenen
Verwaltungsakt ausschließt, was für den „elektroni-
schen Akt“ (ELAK) gesetzlich verpflichtend ist. Auch
der vom OGH bemühte Vergleich, ein Buch sei des-
halb keine Datei, weil man darin nicht einfach suchen
könne, ist in dieser Absolutheit unhaltbar. Ein Regis-
ter ist eine seit Jahrhunderten angewandte Methode,
in Büchern rasch bestimmte Stellen auffinden zu
können.

In Summe hat der OGH das zentrale Problem –
die Auslegung des Dateibegriffs – richtig erkannt,
und durch das Abzielen auf das Vorhandensein eines
Suchkriteriums den Begriff sinnvoll operationalisiert.
In der Anwendung auf den konkreten Fall allerdings
wird höchstgerichtliches Unverständnis von DSG
und DS-RL offensichtlich.

Die E des OGH bleibt nicht ohne Konsequenz.
Die DSK fußt ihren Bescheid v 4. 6. 200211) nicht
mehr auf ihre früheren Pauschalfeststellungen, son-
dern zielt nun ebenfalls auf eine stärker abwägende
Interpretation des Begriffs der „Strukturiertheit“ ab.
Leider stellt sie entgegen dem eindeutigen Text der
DS-RL dazu fest, diese sei „keineswegs“ so zu verste-
hen, dass damit auch Aktenteile oder Aktenkonvolute
einbezogen wären. Den Dateibegriff definiert die
DSK als „Sammlung strukturierter Datensätze“, ob-
wohl das DSG von einer „Sammlung strukturierter
Daten“ spricht und auf den veralteten Begriff des
„Datensatzes“ verzichtet. Ohne gesetzliche Grundlage
fordert die DSK schließlich, dass Akten nicht nur
strukturiert, sondern darüber hinaus „ihrem Inhalt
nach vorhersehbar“ sein müssten, um unter den Da-
teibegriff des DSG zu fallen.

Nachfolgende E der DSK sind mitunter differen-
zierter. So gibt die DSK ihre Definition von Datei als

„strukturierte Sammlung von Datensätzen“ wieder
auf,12) bleibt allerdings mit Verweis auf ihre „ständige
Rechtsprechung“ bei der kategorischen Feststellung
Papierakten seien keine Dateien.13) In der E14) v
11. 10. 2005 prüft die DSK hingegen die Möglich-
keit inhaltlicher Erschließung genauer: „Die im
Kopienakt enthaltenen Daten sind nicht nach be-
stimmten Kriterien zugänglich, dh, es bestehen keine
vereinfachten Möglichkeiten der inhaltlichen Er-
schließung, beispielsweise durch alphabetische oder
chronologische Sortierung oder durch automatisierte
Erschließungssysteme.“

Der VwGH erhält erstmals am 21. 10. 2004 die
Möglichkeit sich zum Dateibegriff zu äußern. Er folgt
im Wesentlichen der Argumentation des OGH. Al-
lerdings stellt er zugespitzt auf die Zugänglichkeit
nach einem bestimmten Kriterium ab und zitiert –
im Gegensatz zum OGH korrekt – Dammann/Simi-
tis, dass eine bestimmte äußere Ordnung gegeben sein
muss, also nicht nur ein ungeordneter Fließtext vor-
liegen darf. Daraus freilich schließt auch der VwGH
pauschal, dass ein „Organisationsgrad“ eines Aktes er-
forderlich ist, um unter den Begriff der Datei zu fal-
len, der bei Papierakten nicht erreicht wird.15)

Schließlich hat sich auch der VfGH mit der Frage
befasst, ob Papierakten den Dateibegriff des DSG er-
füllen. Am 15. 12. 2005 bestätigt der VfGH in
Punkt 2.3.1 seines Erk die stRsp der DSK. Der Datei-
begriff der DSK entspreche jenem der DS-RL.16)
Auch in den Folgejudikaten beschränkt sich der
VfGH darauf, die ältere, undifferenzierte Jud der
DSK wiederzugeben und festzuhalten, dass die Be-
troffenenrechte des § 1 Abs 3 DSG nicht auf Papier-
akten anwendbar seien,17) ohne allerdings selbst zum
Dateibegriff Stellung zu beziehen.

C. WÜRDIGUNG DER RSP UND
DETERMINANTEN EINER LÖSUNG

Zunächst ist positiv festzuhalten, dass die Rsp zutref-
fend erkannt hat, dass das Auskunftsrecht in § 1
Abs 3 DSG auch für manuelle Daten gilt, soweit sie
unter den Dateibegriff des § 4 Z 6 DSG fallen. Auch
in Österreich hat damit ein neuer Datenschutz Ein-
zug gehalten, der personenbezogene Daten grundsätz-
lich unabhängig von der Art ihrer Verwendung und
der dazu eingesetzten Technik schützt.

Ein genauer Blick auf die E zeigt freilich ihre fun-
damentalen Schwächen. Sieht man den Höchstge-
richten die unrichtigen Verweise und unvollständigen
Zitate in Anbetracht der für sie relativ unbekannten

10) Dammann/Simitis, EG-Datenschutzrichtlinie (1997) 110.
11) DSK 4. 6. 2002, GZ K120.810/005.
12) DSK 2. 9. 2003, K120.846/007. Vgl zu Tachographenscheiben DSK

21. 8. 2001, K120.734; 7. 6. 2005, K121.008/0007.
13) DSK 12. 3. 2004, K120.883/0002, 8. 10. 2004, K120.889/0010;

5. 4. 2005, K120.978/0003; 12. 7. 2005, K121017/0009; DSK 7. 6.
2005, K121.008/0007 (Tagesjournale von LKW-Fahrern).

14) DSK 11. 10. 2005, K121.043/0008.
15) Vgl VwGH 23. 5. 2005, 2003/06/0021 und VwGH 4. 6. 2005,

2003/06/0021 – 17.
16) VfGH 15. 12. 2005, B 1590/03.
17) VfGH 26. 1. 2006, B 1581/03; B 1325/04; B 574/04; B 200/04. Vgl

VfGH 30. 11. 2005, B 1158/03.
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Regelungsmaterie nach, so muss sich die DSK schon
den Vorwurf gefallen lassen, in ihrem zentralen Kom-
petenzbereich jahrelang mit undifferenzierten Pau-
schalfeststellungen operiert zu haben.

Während das Datenschutzrecht – DSG und DS-
RL – deutlich macht, dass die Auslegung des Dateibe-
griffs einer Abwägung bedarf und die DS-RL Pau-
schalfeststellungen untersagt, bleiben Höchstgerichte
genau diese Abwägung schuldig, und greifen zu kate-
gorischen Feststellungen, die bei genauerer Analyse
unhaltbar sind.

Im Gegensatz dazu liegen aus unserer Sicht die
Determinanten einer datenschutz- und europarechts-
konformen Lösung offen zu Tage:

1. UMFASSENDER DATENSCHUTZ UND
TECHNIKUNABHÄNGIGKEIT

Der Datenschutz des DSG ist umfassend und unab-
hängig von der verwendeten Technik. Schon die
DS-RL stellt fest, dass der Datenschutz nicht durch
Wahl der Art der Datenanwendung und der einge-
setzten Technik umgangen werden darf.

Das ergibt sich auch aus dem Tenor des Lindqvist-
Urteils des EuGH18) – der wichtigsten bisher vom
EuGH ergangenen E zur Auslegung der DS-RL. Da-
rin sieht, wie Kronegger ausführt, der EuGH perso-
nenbezogene Daten vom Datenschutz umfasst, unab-
hängig davon welche konkrete Technik verwendet
wurde, die Daten zu speichern bzw abrufbar zu ma-
chen.19)

Aus diesem Grundsatz der Technikneutralität
folgt, dass die Wahl einer bestimmten Technik der
Ablage nicht für sich entscheidend dafür sein kann,
ob eine Datei vorliegt oder nicht.20) Wie ErwGr 27
deutlich macht, soll gerade verhindert werden, dass
der Schutz personenbezogener Daten dadurch um-
gangen wird, dass zur „Speicherung“ eine manuelle
Datei gewählt wurde.

2. DATENSCHUTZ-KONTINUUM UND
ABWÄGUNG

DSG und DS-RL geben klar vor, dass Akten und Ak-
tenkonvolute weder prinzipiell dem Datenschutz un-
terliegen noch von ihm ausgenommen sind. Die Fra-
ge, ob eine Papierakte dem Datenschutz unterliegt,
kann nicht kategorisch, sondern lediglich im konkre-
ten Kontext in Auslegung des Dateibegriffs geklärt
werden. Dabei sind insb zwei Aspekte zu berücksich-
tigen:

a) Wahl des Referenzobjekts
§ 4 Z 6 DSG spricht von einer „Sammlung von Da-
ten“, also vom Vorliegen einer Mehrzahl von Da-
ten.21) Die Antwort auf die Frage, was aber eine Datei
ist, bereitete den Höchstgerichten Schwierigkeiten.
So sprach die DSK einem einzelnen Dokument in ei-
nem Papierakt ab, Datei zu sein. Damit aber nimmt
die DSK nur einen kleinen Teil des Ganzen heraus,
um dann zu sagen, dass es nicht umfassend genug wä-
re, ein Ganzes zu sein. Das ist sophistisch.

Begehrt jemand Auskunft über personenbezogene
Daten einer bestimmten Art innerhalb eines be-
stimmten Aktes – etwa Daten eines psychologischen

Gutachtens in einem Personalakt –, so wird als Refe-
renzobjekt zur Prüfung der Frage des Vorliegens einer
Datei wohl in der Regel der Personalakt und nicht das
einzelne Dokument im Akt anzunehmen sein. Anders
hingegen verhält es sich, wenn das Gutachten nicht
Teil eines Aktes ist.

Gerade die richtige Wahl des Referenzobjekts er-
möglicht erst eine sinnvolle Abwägung. Das bedeutet
freilich auch, dass jene, die Auskunft begehren, das
Referenzobjekt entsprechend zu spezifizieren haben.

b) Zweckorientierung des Dateibegriffs
Der Dateibegriff des DSG fordert Strukturiertheit
und Zugänglichkeit nach mindestens einem Kriteri-
um. Der Begriff der Strukturiertheit hat die Rsp zu
unterschiedlichsten Interpretationen veranlasst, von
„Organisationsgrad“22) bis zum tautologischen „in ei-
ner bestimmten physikalischen oder logischen Struk-
tur dargestellt“.23) Diese Versuche versagen in der An-
wendung auf den Einzelfall, weil sie nur einen Begriff
durch andere ersetzen und mehr Fragen erzeugen als
sie beantworten: Wie viel Organisationsgrad bedeutet
Strukturiertheit? Was an logischer Struktur ist not-
wendig, um strukturiert zu sein?

OGH und VwGH haben Recht, wenn sie unter
dem Kriterium der Strukturiertheit eine „äußere Ord-
nung“ verstehen, dem sie bloßen Fließtext gegenüber-
stellen. Einigen Blättern bloßen Fließtextes fehlt die
äußere Ordnung. Aber schon ein Inhaltsverzeichnis
gibt einem Dokument eine Ordnung. Einem Akten-
ordner, in dem Dokumente nicht völlig grundlos und
ungeordnet, sondern zusammengehörig – etwa ein
Personalakt – abgelegt sind, wird man ebenfalls eine
äußere Ordnung unterstellen können. Das Kriterium
der Strukturiertheit ist also ein sehr weiter Filter.24)
Nur Akten und Aktenkonvolute, denen eine äußere
Ordnung fehlt, werden durch diesen Filter dem Da-
tenschutz entzogen.

Ganz anders stellt es sich für das Kriterium der
Zugänglichkeit nach einem Suchkriterium ab. Zu
Recht hat der OGH den Schwerpunkt seiner Prüfung
auf diesen Teil des Dateibegriffs gelegt. Auch die DS-
RL schützt grundsätzlich alle personenbezogenen Da-
ten, nimmt aber dann mittels des Dateibegriffs jene
aus, denen Struktur und Suchkriterium fehlen. Der
tiefere Sinn liegt auf der Hand: Die Verwender perso-
nenbezogener Daten in manuellen Dateien sollen nur
dann Auskunft geben müssen, wenn ihnen der Zu-
gang zu diesen Daten unter vertretbarem Aufwand
möglich ist.

Die DS-RL wollte damit verhindern, dass Aus-
kunft über personenbezogene Daten auch dann ge-
währt werden muss, wenn das eine mühsame Suche
Wort für Wort eines ganzen Aktes erfordern würde.
Ist die Akte hingegen einfach erschließbar, ganz gleich
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18) EuGH 6. 11. 2003, C-101/01, Lindqvist, Slg 2004, I-12971.
19) Kronegger, EuGH „Lindqvist“: Datenschutz im Internet, MR 2004,

83.
20) Mayer-Schönberger/Brandl, Datenschutzgesetz2 (2006) 15.
21) Dammann/Simitis, EG-Datenschutzrichtlinie (1997) 110.
22) VwGH 21. 10. 2004, 2004/06/0086.
23) OGH 28. 6. 2000, 6 Ob 148/00 h (EvBl 2001/1).
24) Mayer-Schönberger/Brandl, Datenschutzgesetz2 (2006) 15.



ob durch Register, Inhaltsverzeichnis oder Deckblatt
eines Aktes, muss Auskunft gewährt werden.

Damit übernimmt die Zugänglichkeit nach min-
destens einem Suchkriterium in der Regel die Haupt-
last in der Abwägung, ob ein Papierakt den Dateibe-
griff erfüllt oder nicht. Das bestätigt auch ein Blick
auf ErwGr 15 der DS-RL, den die Rsp bisher zu Un-
recht vernachlässigt hat. Er legt fest, dass nur solche
Daten von der RL umfasst sind, die entweder auto-
matisiert verarbeitet werden oder in Dateien enthal-
ten oder für sie bestimmt sind, „die nach bestimmten
personenbezogenen Kriterien strukturiert sind, um ei-
nen leichten Zugriff auf die Daten zu ermöglichen“.
Die Strukturiertheit ist also nicht eine von der Zu-
gänglichkeit unabhängige Notwendigkeit, sondern
das Mittel zur Erreichung von Zugänglichkeit. Sobald
ein „leichter Zugriff“ möglich ist, ist der Dateibegriff
verwirklicht.

Zudem hat der österreichische Gesetzgeber – die
RL übererfüllend – den Dateibegriff weit definiert,

indem er lediglich die Zugänglichkeit nach einem ein-
zigen Kriterium verlangt.

SCHLUSSSTRICH

Die auf einer Missinterpretation des Dateibegriffs
beruhende Pauschalfeststellung der Höchstgerichte,
wonach es kein Auskunftsrecht für in Papierakten
enthaltene personenbezogene Daten gebe, steht in
Widerspruch zu DSG und DS-RL, wie auch die dif-
ferenziertere E der DSK v 11. 10. 2005 erkennen
lässt. Im Gegensatz dazu entwickeln wir einen Be-
wertungsrahmen, der dem DSG entsprechend Refe-
renzobjekt und Zweckorientierung in den Mittel-
punkt der Auslegung des Dateibegriffs stellt und da-
mit den Gerichten (aber auch der DSK) erlaubt, an-
ders als bisher das Auskunftsrecht konsistent sowie
datenschutz- und europarechtskonform zu beurtei-
len.
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